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Amtlicher Teil.
polizeiwidriges Verbalten von Sommer¬

frischlern in badischen Luftkurorten .
— Aus einigen «badischen Luftkurorten wird dem Ministe¬

rium des Innern gemeldet, daß sich die daselbst zur Erho¬
lung aushaltenden Fremden zum Leit in geradezu sittenloser
Weis« aufs-ühren. So soll ein verschwenderischer Luxus zur
Schau getragen werden , der angesichts der großen Ernäh¬
rungsnotlage des Volkes eine unerhörte Provokation der
arbeitenden Stände darstellt. Die Benützung von Luft - und
Wasserbädern vollzieht sich häufig in direkt polizeiwidriger
Weise.

Da » Ministerium des Innern hat infolgedessen die zustän¬
digen Bezirksämter angewiesen, dem Verhalten der Fremden
die größte Aufmerksamkeit zu schenken . Die Hotelbesitzer
werden, wie die Ortsbehörde «, für die Ausschweifungen ihrer
KNäste verantwortlich gemacht. Kurfremde , die wegen Verstoß
gegen die Sittenordnung zur Anzeige gelangen , haben Lan¬
desverweis zu gewärtigen und die Besitzer von Hotels und
«Gasthäusern , die sich an die polizeilichen Vorschriften nicht
halten , die Schließung ihrer Betriebe .

Lrricbtung eines Finanzamts
in Schwetzingen .

** Auf 18. Juli 1921 wurde in Schwetzingen ein Finanzamt
n Sinne von § 8 Abs. 2 der Reichsabgabenvrdnung errichtet.

Sein Geschäftsbezirk umfaßt den Amtsbezirk Schwetzingen
und bis zur Errichtung des Finanzamts Wiesloch auch den'

. Amtsbezirk Wiesloch. Das Finanzamt übernimmt für seinen
Geschäftsbereich die Geschäfte des bisherigen Finanzamts sowiedes Steuerkommissärdienstes Schwetzingen, der auf genannten
Zeitpunkt aufgehoben und mit dem Finanzamt vereinigtzurde. Der Steuerkommiffärdienst Wiesloch bleibt als Zweig¬elle des Finanzamts Schwetzingen bis auf weiteres bestehen,
kberrso bleibt die Steuereinnehmerei Schwetzingen vorerst Wei¬
ler bestehen .

Me Lage der deutschen
Domänenpächter Ln Dolen

Auf Grund des Friedensvertrages von Versailles sind 262
fiskalische Domäne » in de« Besitz des pdlnische» Sta «tes
übergegangen. Das preußische Ministerium für Landwirt¬
schaft, Domänen und Forsten hatte sie aus oie Do rer son 13
bis 24 Jahren verpachtet. Bereits vor der Abtretung deS größ¬
ten Teiles der Provinzen Weflpreutzen und Posen erkannte der
Oberste polnische Volksrat als Vertreter der polnischen Regie¬
rung am SV. Juni ISIS die Rechtmäßigkeit der mit Ser preu¬
ßischen Regierung abgeschloffenen Domänenpachtverträge an .
Auch enthält der zwischen Polen und Deutschland am 17. Okto¬
ber 1918 geflossene Vertrag , der von den beiderseitigen
Bevollmächtigten unterzeichnet, aber später nicht ratifiziert
wurde, die ausdrückliche Erklärung , daß Polen , soweit dem
nicht allgemeine Vereinbarungen über den Eintritt Polens im
Vertrag entgegenstehen, in sämtliche mit Pächtern fiskalischen
Besitzes dom preußischen Staat geschloffene Pachtverträge an
Stelle Preußens als Pächter eirrtritt und den Pächtern vorbe¬
haltlich der Bestimmungen des Friedensvertrages die Ver¬
fügung über ihr privates Eigentum , insbesondere über das
ihnen gehörige Inventar gewährleistet .

" Dementsprechend hatdie polnische Domänenverwaltung die Pächter der ehemals
Preußischen Domänen zunächst im ungestörten Besitz ihrer
Pachtrechte belasten, insbesondere den Pachtzins vorbehaltlos
entgegengenommen, teilweise auch eingefordert und die Do-
wänenpüchter in amtlichen Schriftstücken als solche anerkannt .Eie hat auch sämtliche Rechte, die sich aus den zwischen den
Domänenpächtern und dem preußischen Fiskus geschloffenen
Verträgen herleiten laßen , wie die Unterhaltung und In .
standsetzung der Gebäude, die Ergänzung »ou lebendem In¬ventar und die Kontrolle der Ackerbestellung, für sich in An¬
spruch genommen, bi» plötzlich Ende Dezember 1920 die Pächtervon der polnischen Regierung aufgefordert wurden , sich mit
hieser wegen der Neuvereinbarung der Pacht in Verbindung
-u setzen. Gleichzeitig enthielt das Schreiben den Vermerk,haß es als Kündigung zu gelten habe. Als Vorbedingungwurde von den Domänenpächtern deutscher Rationalität ver¬
langt . daß diese auf ihre Option verzichten und ihre deutschenBeamten und Arbeiter entlaßen sollten. Die Verhandlungen
müßt«« bts zum 1. April 1921 abgeschioffen sein, widrigenfallsme Pächter die Domänen spätesten» am 1. Jluli d. I . zu ver -
mffen hätten . Während Herr Dr . von Offowiecki im Posen «
Teilministerium die Auffassung vertrat , daß die Pachtverträgevon der polnischen Regierung nicht anerkannt würden , erklärte
ver inzwischen verabschiedete Minister Kncharski, die Pachtver -
«ratte beständen zu Recht .

Infolge der dadurch entstandenen Rechtsunsicherheit edierte
Mn «Teil der Domänenpächter die Domänen an Palen , so daß
Mrgvnblicklich nur noch 170 Pächter deutscher Nationalität dar¬

um find, die aber sämtlich das polnische Staatsbürgerrechtku» ,rben haben. Rur diese « hielten vor einigen Wochen von

der polnischen Regierung die Mitteilung , daß ihr Pachtverhält¬nis zum 1. Juli 1W1 erloschen sei und sie bis zu diesem Tagehie Domänen verlassen müßten . Obwohl sich die bisherigenPächter bereit erklärten , eine höhere Pachtsumme zu zahlen ,wurden die Domänen an Landwirte polnischer Rationalität
vergeben, deren Angebote west niedriger als diejenigen der
Pächter deutscher Abstammung waren . Der Domänendezernentin Thorn sprach offen aus , daß es zwecklos sei, wenn bei Reu -
ausschreibungen der Pachten die alten Pächter deutscher Ra¬
tionalität mitbüteu. Die polnische Regierung will grundsätz¬
lich die Domänen nur Landwirten anvertrauen , in deren Adern
polnisches Blut fließt . Da diese aber des erforderlichen Kapi¬tals ermangeln , zwingt sie die bisherigen Pächter , ihr In¬ventar auf den Gütern zurückzulaffen, wofür sie höchsten» miteinem Achtel des Wertes abgefunden werden. Den Domänen¬
pächtern aber, die trotz aller Schikanen ausharren und ihrRecht gegenüber polnischer Willkür und Begehrlichkeit vertei¬
digen, suchen die polnischen Machthaber dadurch den Aufent¬halt zu verleiden, daß sie unter den fadenscheinigsten Vorwän¬den die Zwangsverwaltung verfügen .Dl der Übergang der Domänen ans dem Eigentum deS
preußischen Staates in den Besitz der polnischen Republik die
Privatrechte der Pächter überhaupt nicht berührt , stellt da»
Verfahren der polnischen Regierung einen unerhörte » Rechts¬bruch dar . Es steht zunächst in schroffem Widerspruch zumAriedensvertrag von Versailles . Ans Grund von Artikel 256
dieses Vertrages wird das Eigentum an den Domänen dem
polnischen Staat übertragen . Daraus ergibt sich mit zwin¬gender Notwendigkeit, daß entsprechend dem Wesen der Rechts¬nachfolge, wie es sich in langer völkerrechtlicher Übung heraus¬gebildet hat. mangels einer abweichenden Bestimmung Mitden Rechten auch die Pflichten auf den neuen Eigentümerübergehen. Der polnische Staat darf aber auch deshalb die
Domänenpachtverträge nicht vorzeitig ausheben, weil einer
derartigen Maßnahme die klare» Bestimmungen des A 2nund e der Anlage zu Artikel 303 des Friedensvertrages ent¬
gegenstehen. Außerdem ist die zwangsweise Übernahme desInventars der Pächter nach erfolgter rechtswidriger Auflösungdes Pachtvertrages eine schwere Verletzung des Artikels 91
Absatz 8 des Friedensvertrages , der den Optanten die zoll-und gebührenfreie Ausfuhr ihres gesamten beweglichen Der -
mögens sichert .

Wir begnügen uns mit diesen Andeutungen und versagenes un», des weiteren nachzuweisen, inwiefern sich da» Ver¬
fahren der polnischen Regierung auch als Bruch des Zivil -
rechtes charakterisiert. Inzwischen haben sich polnisch « GerichteMit der Angelegenheit befaßt. Die Urteile, die sie fällten ,bestätigen wie das sonstige Verhalten polnischer Behörden, daßPolen in seiner gegenwärtigen Gestalt den Anspruch verwirkthat . als Rechtsstaat zu gelten. Di - Botschafterkonferenz hatdarum allen Anlaß, der polnischen Regierung unverzüglich das
Ungesetzliche ihrer Gewaltpolitik klar zu machen und von ihrdie Wiedergutmachung des verletzten Rechtes zu fordern .

"

Warnung
vor zfalswmeldungen.

Man schreibt unS:
Bon einer Stelle in Wiesbaden werden in letzt« Zeit aller¬

hand Schauermärchen über angebliche Schandtaten farbiger
Truppen in die Welt gesetzt. So ist am 35. Juli im Anschluß
an die Falschmeldungen über die angebliche Vergewaltigung
und Ermordung eines 15jährigen Mädchens bei Dotzheim
und über die angebliche Belästigung einer deutschen Dame in
der Nikolasstraße in Wiesbaden eine weitere Falschmeldung
verbreitet worden, der zufolge ein farbiger Franzose , der im
Walde bei Wiesbaden von einem französischen Offizier wegen
Richterweisnng der Ehrenbezeugung zur Rede gestellt wurde ,
diesen mit einem Seitengewehr niedergestochen habe. Auch
diese Meldung ist vollständig falsch und entbehrt jeder Grund¬
lage. In der Verbreitung derartig « Falschmeldungen scheint
ein bestimmtes System zu liegen, um die Berichterstattung der
rechtsrheinischen Presse über das besetzte Gebiet irreznführea
und zu diskreditieren ; daher werden die »« ehrlichen Redak¬
tionen gebeten» bei allen derartigen Meldungen ans Mainz
und Wiesbaden die größte Borficht walten zu lassen und der¬
artige Meldungen erst auf ihr« Richtigkeit »achprüfen zu laßen .

Ähnlich liegen die Verhältnisse bei d« Berichterstattung über
das Saargebiet . In der letzten Zeit sind üb« die Vorgänge
im Saargebiet wiederholt Nachrichten erschienen, die in keiner
Weise den Tatsachen entsprochen haben. Mit Rücksicht auf die
derzeitig gespannte Lage im Saargebiet und mit Rücksicht dar¬
auf , daß der im Saargebiet tätige Propagandadieust Falschmel¬
dungen und hakbrichtige Meldungen, die den wahren Sachver¬
halt unrichtig in den Einzelheiten wiedergeben, als Beweis¬
mittel für die angebliche llnwahrhasti ^ eit d« deutschen Be¬
richterstattung sammelt und unterstützt, ist größte Vorsicht
geboten . Alle Meldungen , die nicht von kompetent« und er¬
wiesenermaßen gut unterrichteter Seite herrühren , müßten
im Interesse de» Deutschtums in jenen Gebieten genau nach-
geprüst werden . Es würde sich empfehlen, daß sich die Re¬
dakttonen üb« die Zuverlässigkeit ein« Nachricht nach Mög¬
lichkeit auch bei den unterrichteten Stellen genau informieren .

Politische Neuigkeiten .
Gberscblesien .

- Nach einer HavaSmeldung hat Briand dem BotschafteckHadinge die Antwort der französischen Regierung auf di»leAre Londoner Note übergeben.
Rach der . Westminster Gazette " erfolgte auf die britischeRete an Frankreich eine BerstSndizung zwischen beiden Re¬gierungen , die amtlich als durchaus befriedigend für beideTeile erklärt wurde. Lerd Snrzen wird am 3. August nachParis reisen . Balfour wird ihm beistehen . Auch die An-

Wesenheit Lloyd Georges gilt als nicht ausgeschlossen .Wie HabaS meldet, hat im Laufe des vorgestrigen Abend»der englische Botschaft« in Paris amtlich die Annahme de»KompromiffeS durch seine Regierung bestätigt, das Gien Ge-
samtschritt in Berlin zur Regelung d« Frage der Verstärk»»,«e» durch de« Oberste» Rat Vorsicht . Der Oberste Rat wirdam 8. August in Paris »»sammeutrete«, da der italienisch«
Ministerpräsident nicht früh« abkommen kann. Lloyd Georgewird der Sitzung persöakich beinwhncn. Belgien wird einge¬laden werden un- Amerika wird einen Vertreter an den Ver¬
handlungen teilnehmen laßen .

Die Konferenz wird in erster Linie die Frage d« nachOberschlesien zu entsendenden Verstärkungen sowie die Xei.
lung des Abstimmungsgebietes zu regeln haben. Die Krieg»,
beschuldigtenfrage wich sehr wahrscheinlich auch geprüft w« .den . Die Frage der Reparationen wird in ihrer Gesamtheitwahrscheinlich nicht ins Auge gefaßt werden, da die alliierte »
Finanzminist « gleich nach der Konferenz gewisse technische
Kragen zu regeln haben, wie z. B . die Verteilung der bereit «von Deutschland bezahlten Entschädigungssumme, der Be¬
satzungskosten usw. Ein Hauptpunkt, die Ausrechterhaltungder Sanktionen , Besetzung von Ruhrort . Duisburg und Düs¬
seldorf, die Zollschranken am Rhein und die Ausfuhrabgab «wird bestimmt angeschnitten werden. Doch geht die allge¬meine Meinung dahin, daß die Entschließungen darüber d«
Garantiekommission überlassen werden sollen , die die Ausfüh .run « der deutschen Verpflichtungen zu überwachen hat.»

Gemäß einer Vereinbarung der englischen und der fran -
zösischen Regierung wurden dem General Le R»«d, dem Vor-
fitzenden der Interalliierten Kommission in Oppeln, Anweisun¬
gen erteilt , damit in Erwartung der nahe bevorstehenden Sit¬
zung des Oberste« Rats d«s enge Zusammenwirke» zwischenden alliierten Truppen gesichert werde mit dem Ziel, jede»
Versuch eines eventuellen Aufstandes, komme er von polnisch«oder von deutscher Seite , zu unterdrücken.

In Sejm gab der panische Ministerpräsident WitoS folgend«
Negierun,serklär »», zur oberschlesischen Frage ab : „Da die
polnische Regierung in Oberschkesien keine Einwirkungsrnög-
lichtest hat , begrüßt sie jede dort erfolgende Verstärkung d«
tatsächlichen Macht der Alliierten. Die polnische Regierungist dahin unterrichtet worden, daß die Entscheidung bald fallenwerde und daß alle Projekte einer nur teilweise» und proviso¬rischen Erlernung verworjea worden seien ; in diesem Sinne
hat sie auch alle nur möglichen Schritte unternommen . Sollt «es dennoch anders kommen , so erklärt die polnische Regierungsich schon jetzt außer Stande , eine derartige Entscheidung au »,
zuführen ."

VbersMesierbilkswerk .
In dies« Woche findet die BBwrwoche für das Oben-

scblefier-Hilfswerl ihren Abschluß . Die eingegangencn Be.
richte g» en ein durchaus erfreuliches Bild. Es iss ein gro¬ßer finanziell « Erfolg zu erwarten . Die einzelnen Ergeb¬nisse können jedoch noch nicht mitgeteilt werden, da sie vor¬
aussichtlich erst im Laufe der nächsten Woche bekannt werden.

Besonders Hervorzuhcben sind di« Nord- und Ostseebäder,die teilweise alle gesellschaftlichen Veranstaltungen in den
Dienst des Oberschlefier-HilfSwerks stellten .Die Ortsgruppe Braunschweig des Öberschlefier-Hilsswerks
hat mit gutem Erfolg die Bäderwoche im Harz organisiert . Ge.
rade jetzt spielen sich in Harzburg große sportlich üD gesell¬
schaftliche Ereignisse ab urü> wird dem Oberschlefier -Hilfswerk
«in großer Teil des Reinertrages zufließen.

Erhebend ist der Eifer , mit dem gerade die kleinen Bade¬
orte wetteifern , eS den größeren Badern gleichzutun. Wird
sich doch jedem, der in der Sommerfrische an die oberschlesischeRot denkt, das Gewissen regen und feine Spendensveudigkeit
für die gute Sache , die uns alle angeht , erhöhen .

Die Genehmigung zur Sammlung in den besetzten rheini¬
schen Gebieten ist dem Oberschlefier -Hilfswerk nunmehr er-
teilt worden , sodaß nun auch die Bäderwoche in diesen Ge¬
bieten in der Zeit vom 14.—21. August durchgeführt werden
kann . Gerade die Bewohn« der besetzten GÄete werden
die Schmerzen unserer oberschlesischen Brüder am besten ver¬
stehen.

Daß das Rheinland gewillt ist, allen mit einem glänzende«
Beispiel der Opferfreudigkeit voranzugehen, beweist die Gabe
des Rheinisch-Westfälischen KohlenshndikatS , die in ihr« Höhe
alle bisher eingegangenen Spenden übertrifft .

ES sei cm dieser Stelle nochmals betont, daß das Ober -
schlesier-Hilsswerk unter dem Zeichen des Roten Kreuzes ar¬
beitet uist» sein Liel in der Linderung der Rot in Oberschle»
fien eckblickt.

Dem Oberschlefier-HilfSwerl fließen in reichem Maße neuen
Geldspenden auch Materialspenden zu. — Me Kreise d« Be*
völkerun « steuern bei . um die Not zu lindern . Jeder gib«
nach seinem Vermögen . Die Arbeiter der Sommerfeld« Zio»
gelwerke haben beschlossen, zugunsten ihr« noileidepdeo ob« »

Mit einer Beilage : 50. öffentliche Sitzung über die Verhandlungen des Badischen LandtaaeS .



schlesischen Brüder eine Stunde länger zu arbeiten . Der Lohn
Hierfür wird an das »Oberschlesier-Hilfswerk" abgeführt .Die . Agfa" hat die kostenlose Lieferung des RohfilmS fürden auf Veranlassung des Oberschlesier-Hilfswerks in Kürze
erscheinenden Propagandafilm übernommen .

Die neuen Steuern .
Die Beratung der Steuervorlagen im Reichskabinett nimmt

am Montag ihren Fortgang . — Die bevorstehende Erhöhungder Bier - und der Tabaksteuer ist . wie verlautet , mit folgen¬den Sätzen in Aussicht genommen» Die Biersteuer soll durch¬
weg auf das Vierfache erhöht werden, so datz der jetzt für die
unterste Stufe (2000 Hektoliter Biererzeugung ) geltende
Steuersatz von 10 M . für jedes Hektoliter künftighin 41 M.
betragen würde, von den folgenden 8000 Hektolitern werden
4L M. , von den nächsten 10000 Hektolitern 43 M . usf. zu ent¬
richten sein. Bei den Tabakprodukten werden die bisherigen
Steuersätze für 1000 Stück Zigarren bei Kleinverkaufspreisen
bis zu 100 Pfennigen für das Einzelstück verdoppelt. Die Be¬
lastung des Verkaufspreises dürfte sich demnach bei Zigarren
zu 40 Pfg . von 18 auf 26 Prozent , bei 78 Pfg . von Ich aufW, bei 100 Pfg . von 15 auf 30 Prozent erhöhen ; bei Zigaret¬ten zu 10 Pfg . das Stück soll sich der Steuersatz auf 41, bei
einem Verkaufspreis von 40 Pfg . auf 80 Prozent stellen ; für
feingeschnittenen Rauchtabak bleibt die prozentuale Belastungeinverändert , während für Pfeifentabak gemeinhin eine Ver¬
doppelung Platz greifen soll.

Die Ministerpensionen im Neicd
und Preußen .

Die Frage der Mnisterpersionen war vor etwa einem
Jahre Gegenstand von Besprechungen zwischen den beteiligten.
Ressorts, dem Reichsfinanzmim Zerium und dem Reichsministe,
rium des Innern . Es wurde dabei grundsätzlich in Aussicht
genommen, für das Reich und für Preußen eine möglichst
gleichmäßige Regelung anzustreben . Inzwischen ist jedoch
Preutzen insofern selbständig vorgegangen, als die preußische
Landesversammlung ein Gesetz über die Gewährung von
Übergangsbezügen für ausscheidende Minister beschloß, wo-
nach den Minister für eine beschränkte Zeit nach ihrem Rück-tritt ein Teil ihres Gehalts weiter bezahlt wird. Im Reichs -
finanzministerium sind die Erörterungen über die gesetzlicheRegelung der Ruhegehälter für Reichsminister noch nicht zurAusarbeitung eines Entwurfes gediehen. Ob die Frage im
Rahmen der Reform des ReitMeamtenrechts gelöst werden
soll, ist noch unbestimmt . Somit bleibt es vorläufig bei der
Anwendung des Beamtengesetzes vom 18. Mai 1907 in der
Auslegung , welche die Reichsregierung mit Zustimmung des
Meichsrats dem 8 35 dieses Gesetzes gibt . Danach erhaltenauch die parlamentarischen und die anderen nicht aus der Be¬
amtenlaufbahn hervorgegangener« Meichsminister Pension ,Wenn sie dieses Amt zwei Iaht « lang bekleidet haben.

Line Kundgebung von Mitgliedern der
Lozialisierungskommjssion

besagt folgendes:
Die Sozialisierungskommisston hat üer die mit der Repara .ti»n zusammenhängenden Fragen eine Enquete veranstaltet ,deren stenographischesProtokoll demnächst erscheinen wird . DieKommission behält sich vor , das Ergebnis dieser Enquete durchweitere Verhandlungen zu ergänzen und ihre eigeneStellungnahme in Gutachten niederzulegen .Da die Entschlüsse der Regierung zum Teil in der näch¬sten Zeit gefaßt werden, glaubten die Unterzeichneten Mitglie¬der der Kommission vorläufig schon einige Grundsätze für die

Reparationspolitik aufstellen zu sollen. (Eine Reihe von Kom-
missionsmitglieder haben die nachfolgende Erklärung nicht
unterzeichnet, und zwar die Herren : Generaldirektor Kain,Direktor Krämer , Dr . Kuzynski, Geheimer RegierungsratPrentzel und Dr . Bogelstein, weil sie thr sachlich nicht zu-
stimmten , ferner die Herren v. Batocki und v. Siemens , weil
sie den Verhandlungen nicht beiwohnen konnten und ihre
Stellungnahme erst nach Kenntnis - er Protokolle festzulegen
wünschen, schließlich die Professoren Dr . Ballod und Umbreit»da sie in der kurzen Zeit nicht erreichbar waren . Der mit¬
unterzeichnete Herr Baltrusch stimmt nur den drei ersten und
nicht dem vierten Punkt der Erklärung zu.) Die Unterzeich¬neten Mitglieder der Konimission erklären vorläufig , daß
ihnen als Voraussetzung jeder wirksamen Reparatkonspolitikdie Beachtung folgender Grundsätze geboten erscheint:

1. Die Reparation ist nur denkbar im Rahmen einer Wirt¬
schaftspolitik, die eine Steigerung und Nationalisierung der
Produktion bezweckt.

2. In diesen Rahmen muß sich auch die Aufbringung der
Mittel einfügen , welche zur Vermeidung weiterer Geldentwer¬
tung durch Aufnabme schwebender Schulden unter allen Um¬
ständen die Herstellung de» Gleichgewichts im Reichshaushalt
erreichen muß.

3. Da die Erträge der Volkswirtschaft an den Stellen , wo
sie Privateinkommen werden, bereits stark belastet find und
- «»durch die Gefahr der Hinterziehung erzeugt wird, erachtendie Unterzeichneten den Übergang zur Besteuerung an der
Quelle für nötig. Sie halten die unmittelbare Anteilnahme
des Reiches an den Erträgnissen in Landwirtschaft, Industrie ,
Handel und Banken für geboten.

a ) als beste Erfassung der Steuer an der Quelle ,d ) als Anteil der Allgemeinheit an der Preissteigerung , die
infolge der Angleichung an die Weltmarktpreise eintritt .

4 . Diese Art der Aufbringung kann das Reich in den Besitz
von Substanzwerten setzen, welche geeignet sind :

a ) bei eintretender zwingender Notwendigkeit durch Be.
lelhung oder Veräußerung von Vermögenswerten die Repa¬
rationsverpflichtungen ßu erfüllen ;

d ) gleichzeitig den mit der Überfremdung verbundenen Ge.
fahren zu begegnen, indem durch Planmäßige Regulierung ein
regelloser Ausverkauf - es Volksvermögens hintangehalten
wird .

Die Unterzeichneten betonen, daß eine solche Veräußerung
der Substanzwerte nur zur Erfüllung der auswärtige « Zah-
lungsverpflichtnngea in Betracht kommen darf , soweit diese in
der Übergangszeit anders nicht möglich sein sollte, keinesfalls
aber zur Herstellung des Gleichgewichtes im inneren Haus -
halt .
Unterschrieben ist die Erklärung von Baltrusch, Dr . Adolf
Braun , Adolf Eohen, Feiler , Hartman «, Dr . Hilferding, Kauf¬
mann , Kautsky, Prof . Dr . Lederer, Prof . Dr . Lindemann , Dr .
Luppe, Sieger , Prof . Dr . Alfred Weber, Werner , Wiffell.

Iverbattung des Abgeordneten Lrkelenz .
Der demokratische Reichstagsabgeordnete Erkelenz ist am

Samstag in Düsseldorf von der französischen Befatzungsbr -
Hörde verhaftet worden, ohne daß die Gründe der Festnahme
bekanntgegeben worden wären , und ist dann im Laufe des
Nachmittags wieder freigelaffen worden mit der Erklärung ,
daß die Verhaftung auf einen falsch verstandenen Befehl zu¬
rückzuführen sei. Eine Düsseldorfer Meldung des W. T .-B.
- ringt folgende Darstellung : Heute Morgen erschienen in der

- Wohnung d«S Abgeordneten drei französische Geheimpolizistenund erklärten ihn für verhaftet . Er wurde vor die französisch«
Besatzungsbehörde gebracht, wo ihm - er Zivilkommissar er¬
klärte , er habe - en Auftrag , ihn wegen seiner Anfang Juliim »Berliner Tageblatt " und in der »Grenzlandkorrespondenz "
erschienenen Artikel zu belehren. Die Belehrung erstreckte sichu. a . auf - ie Mitteilung , daß die Behauptung , die Arbeits¬
losigkeit am Rhein sei infolge der Sanktionen entstanden,
falsch sei, was sich schon daraus ergebe, - aß in alle« Staaten
Arbeitslosigkeit herrsche . Auch andere Angaben Erkelenzwurden als nicht zutreffend hingestellt und z . B . behauptet , die
Besatzungstruppen hätten keine 400 Wohnungen in Düffeldorf
benötigt . Hinsichtlich der erfolgten 83 Ausweisungen wurde
mitgeteilt , daß nur 19 davon auf politische Gründe zurückzu¬
führen , die anderen aber im Interesse der Besatzungsbehörden
aus hygienischen Gründen erfolgt seien. Der Kommissar be¬
stritt auch, datz überhaupt eine Verhaftung des Abgeordneten
stattgefuicken habe ; er sei lediglich gebeten worden, zu er-
scheinen . Durch eine Gegenüberstellung mit dem Führer der
Geheimpolizisten wurde jedoch festgestellt, daß dieser die Ver¬
haftung ausdrücklich ausgesprochen hatte . Schließlich wurde
der Abgeordnete entlasten, nachdem der Kommissar erklärt
hatte , es handle sich um einen jungen Beamten .

Geld - und Freiheitsstrafen .
Im ..Reichsanzeiger" wird jetzt der Entwurf eines Gesetzes

zur Erweiterung des Anwendungsgebietes der Geldstrafe und
zur Einschränkung der kurzen Freiheitsstrafen veröffentlicht.
Der Höchstbetrag der Geldstrafen , die in reichs- oder landes¬
rechtlichen Strafvorschriften bei Verbrechen, Vergehen oder
Übertretungen angedroht find, wird auf das Zehnfache, bei
Verbrechen oder Vergehen aber mindestens 20 000 Mark , er¬
höht. Ermächtigt das Reichsrecht oder das Landesrecht eine
Behörde oder einen Beamten , Strafvorschriften zu erlassen
und darin Geldstrafen bis zu einem bestimmten Höchstbetrag
anzudrohen , so wird der zugelassxne Höchstbetrag auf das
Zehnfache erhöht. Diese Vorschriften gelten nicht , wenn die
angedrohte Geldstrafe iw dem Mehrfachen eines bestimmten
Betrages besteht . Nach § 1 Abs . 2 des Strafgesetzbuches ist
ein mit Geldstrafe bis zu 150 Ms bedrohte Handlung eine
Übertretung und eine mit Geldstrafe von mehr als 150 M.
bedrohte Handlung ein Vergehen. Der Entwurf setzt die
Grenze entsprechend der Verzehnfachung der Geldstrafdrohun¬
gen auf 1500 M . herauf .

Einer gleichen Änderung bedarf die Vorschrift des 8 28
Abs . 2 des Strafgesetzbuches, welche die Umwandlung einer bei
Vergehen angedrohten Geldstrafe in Haft statt in Gefängnis
zulätzt, wenn die erkannte Strafe den Betrag Von 600 Mark
nicht übersteigt. Die Verzehnfachung des Höchstbetrages der
Geldstrafen macht es weiter nötig , den Maßstab für die Um¬
wandlung einer Geldstrafe in eine Ersatzfreiheitsstrafe ( 8 29
des Strafgesetzbuchs) abzuändern . Während bisher einer ein.
tägigen Ersatzfreiheitsstraf« der Betrag von höchstens 16 M.
Geldstrafe gleichgestellt ist, soll künftig ein Betrag bis zu 150
Mark einem Tage Freiheitsstrafe gleichgeachtet werden.

Ist für ein Vergehen, das nach den bestehenden Vorschriften
Geldstrafe überhaupt nicht oder nur neben Freiheitsstrafe zu¬
lässig ist, nicht mehr als ein Monat Freiheitsstrafe verwirkt,
so ist an Stelle der Freiheitsstrafe auf Geldstrafe bis zu
20000 M, zu erkennen, wenn der Strafzweck durch eine Geld-

afe erreicht werden kann. Soweit die Geldstrafe nicht bei¬
getrieben werden kann, tritt die verwirkte Freiheitsstrafe an
ihre Stelle . Bei der Umwandlung ist das Gericht an den
Maßstab des 8 29 des Strafgesetzbubes nicht gebunden . Ist
dem Verurteilten nach seinen wirtschaftlichen Verhältnissen ,
nicht zuzumuten , daß er die Geldstrafe sofort zahlt, so kann
ihm das Gericht eine Frist bewilligen oder gestatten, die Strafe
in bestimmten Teilbeträgen zu zahlen . Das Gericht kann diese
Vergünstigungen auch nach dem Urteil bewilligen, es kann
seine Entschließungen nachträglich ändern . Leistet der Ver¬
urteilte die Teilzahlungen nicht rechtzeitig oder bessern sich
seine wirtschaftlichen Verhältnisse wesentlich , so kann das Ge¬
richt die Vergünstigung widerrufen . Soweit die Geldstrafe
nicht gezahlt wird , ist sie beizutreiben . Der Versuch , die Geld¬
strafe beizutreiben , kann unterbleiben , wenn mit Sicherheit
vorauszusehen ist. -daß sie aus dem beweglichen Vermögen des
Verurteilten nicht beigetrieben werden kann. Die Vollstrek.
kungsbehürde kann dem Verurteilten gestatten, eine unein¬
bringliche Geldstrafe durch freie Arbeit zu tilgen. Auf Antrag
der Vollstreckungsbehörde kann das Gericht anordnen , daß die
-Vollstreckung der Ersatzfreiheitsstrafe unterbleibt , wenn der
Verurteilte ohne sein Verschulden außerstande ist, die Geld¬
strafe zu zahlen oder durch freie Arbeit zu tilgen .

DaS Gesetz soll mit dem 1. Oktober 1921 in Kraft treten .
Ist vor seinem Inkrafttreten wegen eines Vergehens , wegen
dessen nach den bestehenden Vorschriften auf Freiheitsstrafe
von nicht mehr -als einem Monat erkannt worden , so kann
das Gericht dem Verurteilten auf Antrag gestatten , die Frei¬
heitsstrafe , soweit noch nicht verbüßt , durch Zahlung einer
Geldstrafe bis zu 20 000 M . abzuwenden . Dies gilt auch dann ,wenn das Urteil erst nach dem Inkrafttreten dieses- Gesetzes
rechtskräftig wird.

In der Begründung des Entwurfs heißt es u . a . : »Da »
Verhältnis von Geldstrafe zu Freiheitsstrafe von Grund auf
neu zu ordnen , muß der allgemeinen Reform des Strafrechts
Vorbehalten bleiben. Der Entwurf beschränkt sich darauf , das
Höchstmaß der Geldstrafen heraufzusetzen und die Vorschriften
über die Vollstreckung zweckmäßiger auszugestalten . Hierdurch
wird zugleich der dringend erwünschte Erfolg erzielt , daß die
Geldstrafe mehr als bisher zum Ersatz der Freiheitsstrafe die¬
nen kann. Außerdem eröffnet der Entwurf ein neues Gebiet,
indem er das Gericht ermächtigt, überall da, wo wegen eine»
Vergehens bisher auf eine Freiheitsstrafe erkannt werden
muhte , eine Geldstrafe zu verhängen, wenn nicht mehr als ein
Monat Freiheitsstrafe verwirkt ist und der Straszweck durch
eine Geldstrafe erreicht werden kann. Die seit langem er¬
hobene Forderung , die kurzen Freiheitsstrafen einzudämmen ,
wird damit in der Hauptsache erfüllt . Die Tragweite der
Neuerung geht daraus hervor, daß künftig z. B . in milder
liegenden Fällen des einfachen Diebstahls auf Geldstrafe wird
erkannt weiden können.

Kurze polit. Nachrichten.
Der Reichsminister für Ernährung und Landwirtschaft , D>n

HermeS, tritt heute Montag mit Staatssekretär Huber und
Geheimrat Jaffe eine Reise in die Pfalz an , um mit den Re¬
gierungsstellen und Provinzialbehörden des besetzten Gebietes
der Pfalz , Nheinheffens und des Regierungsbezirks Wiesbaden
persönlich Fühlung zu nehmen . Der Minister beabsichtigt, sich
bei dieser Gelegenheit mit den Vertretungen aller Bevölke -
rungS - und Berufskreise dieser Gebiete in Verbindung zu
setzen, um Wünsche auf dem Gebiet der Ernährung und Land¬
wirtschaft entgegenzunehmen . Besondere Aufmerksamkeit soll
dabei den Weinbaugebieten gewidmet werden . Vorgesehen
sind Besichtigungen größerer gewerblicher Betriebe , die für Er .
nährung und Landwirtschaft von Wichtigkeit sind u. a . der

' Dalzmühle LudrvigShafen, der Zuckerfabrik -Feankenthal unLde» Stickstoffwerkes Oppau.
* ReichSkommiffar und Ententrkommission. Die Botschafter-

konferenz hat lt . » Frkf. Ztg. "
beschlossen, das Rrsuchen Deutsch,lands um das Agrement für den Fürsten Hatzfeld-Wildrnbnrgals Reichskommissar in Koblenz dahin zu beantworten , daß der

Griedensvertrag die Einrichtung eines Reichskornmiffa'riat »
nicht vorsehe und daß die Alliierten die erwähnte Erneuerungnur unter der Bedingung ins Auge fassen könnten, datz
Reichsregierung und Kommissar die Versicherung gäben , daß
letzterer sich jeder Obstruktion enthalten und loyal mit der
Rheinlandkommisfion zusammenarbeiten werde.

* Der thüringische Landtag hat einen von den Unabhängi¬
gen eingebrachten Auflösungsantrag angenommen . Über den
Zeitpunkt der Neuwahlen ist noch nichts bekannt.

* Vertagung der Washingtoner Konferenz ? Der Berichter¬
patter der »Newyork Tribüne " teilt mit , daß der britische Bot¬
schafter und soin japanischer Kollege dem Staatssekretär
Hughes einen Besuch abgestattet haben, um ihn zu ersuchen»die vom Präsidenten Harding einberufene Konferenz zu ver¬
tagen . Die Konferenz werde vielleicht bis zum Frühjahr auf¬
geschoben werden. — Aus Washington wird gemeldet, daß die
Bereinigten Staaten jeden Plan für besondere Verhandlun -
den mit den Mächten, die zu der Abrüstungskonferenz eingela.den sind , otblehnen werden.

Radiscke 'AbersLckt.
Vadiscker Landtag .

Di « Tagesordnung - er 54 . Sitzung am heutigen Montag
nachmittag 3 Uhr weist außer der Anzeige neuer Eingänge
folgende Punkte auf :

I . Fortsetzung der Beratung des IIL . Nachtrags zun«
Staatsvoranschlag für die Rechnungsjahre 1920 und 1921 samt
einschlägigen Anträgen und Gesuchen und zwar : l

beim Ministerium des Innern : 1. Antrag Schneider -Frei - ,amt u . Gen ., das Unwetter in den Gemeinden Freiamt und
Ottoschwanden am 30. Juni 1921 betr . (Drucks . Nr . 94) , 2. An¬
trag Fehn u . Gen ., das Unwetter im badischen Hinterland am
5 . Juni 1921 betr . (Drucks . Nr . 81 ), 3 . Antrag Schell u. Gen »
wirtschaftliche Erleichterungen für HagelbeschSdigte betr.
(Drucks . Nr . 83 ) . Berichterstatter zu 1—3 Abg. Wittemann .
4 . Antrag der Abg . Duffner u . Gen ., Ausfuhrverbot für Heu
und andere Futtermittel aus Baden betr . (Drucks . Nr . 102) ;
5. Gesuche : s ) der Patienten und Patientinnen der Heil, und ,Pflegeanstalt Jllenau . die Verpflegungskosten der Kranken in
den Heil - und Pflegeanstalten betr ., Berichterstatter Abg. . Seu »
bert , !k) des Erzbischöfl . Pfarramts Wollmatingen , den Got¬
tesdienst der Heil- und Pflegeanstalt bei Konstanz betr ., Be¬
richterstatter Abg. Seubert ;

beim Ministerium des Kultus und Unterrichts : 6. Antrags
Dr . Kopf u . Gen . , Zuschuß znm Betrieb des klinischen Kran¬
kenhauses in Freiburg betr . (Drucks . Nr . 41 ), Berichterstatter
Abg. Stockinger, 7. Antrag Dr . Zehnter u . Gen ., Erteilung des
Religionsunterrichts in den Gewerbe-, Handels - und sonstigen
Fachschulen betr . (Drucks . Nr . 39 und 39a) , Berichterstatter
Abg. Roeckel, 8. Antrag Dr . Schofer u . Gen ., Änderung des
8 34 des badischen Schulgesetzes vom 7. Juli 1910 betr.
(Drucks . Nr . 40 und 40a ) , Berichterstatter Abg. Dr . Kraus , 9.
Antrag Dr . Schofer u . Gen ., Änderung des 8 35 des bad.
Fortbildungsschlägesetzes betr . (Drucks . Nr . 64 und 64a) , Be¬
richterstatter Abg . Strobel , 10. Antrag Strobel u . Gen ., Schul-
ge6>. u . Lernmittelbefreiung an den Volks - u . Fortbildungs¬
schulen Badens betr . (Drucks . Nr . 78 ) , Berichterstatter Abg.
Karl , 11. Antrag Herbster u . Gen ., die Realschule in Schopf¬
heim betr . (Drucks . Nr . 50) , 12 . Antrag Spang u . Gen ., das
Realgymnasium in Waldshut betr . (Drucks . Nr . 64) , 13. An¬
trag Kiefer u . Gen ., den Ausbau des Realgymnasiums in Säk .
kingen in eine Vollanstalt betr . (Drucks . Nr . 68 ) , Berichterstat¬
ter zu 11—>13 Abg. Wiedemann, 14. Gesuche : a) des Dompfar¬
rers und Stadtdekans Dr . Brettle in Freiburg rmt einer Ent¬
schließung der freien Inferenz der Geistlichen aus den Ka¬
piteln Freiiburg, Breisach, Neuenburg , Waldkirch und Endin¬
gen, den Religionsunterricht in den gewerblichen und kauf¬
männischen Fachschulen betr ., Berichterstatter Abg. Roeckel, b)der Kreiskonferenz Bruchsal-Rastatt -Karlsruhe -Baden des kath.
Lehrervereins , das Fortbildungsschulgesetz betr ., Berichterstat .
ter Abg . Strobel , c) des bad. Gemeindeverbands in Karlsruhe ,das Gesetz über die allgemeine Fortbildungsschule betr ., Be¬
richterstatter Abg. Strobel , ck) des Bildungsverbands der deut¬
schen Buchdrucker , Kreis Karlsruhe , die Anstellung von Fach¬
lehrern an den Gewerbeschulen Mannheim , Karlsruhe , Frei¬
burg betr . , Berichterstatter Abg . Roeckel, e) der Vertreter der
Elternversammlung , des Vorstandes des Bezirkskartells Wi«S-
ioch, des deutschen Beamtenbundes und des Vorstandes des
Gewerkschaftskartells Wiesloch , Erweiterung der Realschule
Wiesloch betr ., k) der Stadtgemeinde Wiesloch, tm gleiche»
Betreff , g) der Gemeinden Waldshut , Säckingen, Breiten , Bu¬
chen, Triberg , Gernsbach, Achern und Hornberg auf weitere .
Ausgestaltung ihrer Realanstalten , li . aa ) des Gemeinderats .
Waldshut , db) des Ortskartells der Beamten in Waldshut »
deS christlichen Gewerkschaftskartells daselbst und des allge¬
meinen deutschen Gewerkschaftsbundes, Ortsausschuß Walds -
Hut , ce) des badischen Beamtenbundes , Ausbau des Realgym¬
nasiums in Waldshut zu einer Vollanstalt betr ., i) des Ge¬
meinderats Überlingen, Angliederung einer VII . Klasse aa
di« Realschule Werlingen betr ., lc ) des Gemeinderats Lörrach,
Erweiterung der städt. Realschule in Lörrach betr ., Berichter¬
statter zu e—K Abg. Wiedemcmn.

II . Bericht des HaushaltSansschuffes und Beratung des ÜV.
Nachtrags zum StaatSvoranfchlag für die Rechnungsjahre
1920 und 1921 samt einschlägigen Gesuchen, den Vollzug der
Besoldungsordnung betr.

Deutsche Volkspartei und Negierungs -
koalition .

Die »Reichskorrespondenz Nord-Süd " veröffentlicht unter
dieser Überschrift einen neuen Artikel ihres Karlsruher Mit¬
arbeiters . Wir geben auch diesen Artikel im folgenden refe¬
rierend wieder:

Der von uns in der vorigen Nummer der »Reichskorrespon-,
denz Nord-Süd " veröffentlichte Artikel über die Stellung , di«',
die Deutsche liberale Volkpartei in Baden zu den kommenden
Landtagswahlen einnimmt , wird von einem Teil der politi¬
schen Presse eingehend erörtert . Wir halten diese Erörterung
für nützlich und angebracht, weil wir bei dem Grundsatz be¬
harren , daß unter den heutigen kritischen Ver¬
hältnissen eine Regierungskoalition gar
nicht stark genug sein kann , und weil es sonaG
Pflicht aller besonnenen Politiker ist, jene Schwierigkeiten uijd



nach und « ch aus de» Wrge zu « donen .
einer solchen Verbreiterung entgegenstehen.

Au unserem Artikel haben sich bis jetzt vor allem zwei füh-
^ »e Blätter - er in erster Linie beteiligten Parteien ge-

Ikchert, die mehrheitssoziakdemokratische . Mannheimer
Volkrstimme

". die, wenn man schon ihren Platz näher
Bestimmen will, mehr auf dem linken Flügel der Partei steht,

die USadische Post ' , das offizielle Landesarg « , der
Deutschen liberalen volkSpartei Baden ». Erfreulich ist e»,
Hatz beide Blätter die Angelegenheit mit einer gewissen Sach .
««Mt und Ruhe, jedenfalls ohne gehässige Zuspitzung behan.
»eln. Dass dabei in voller Übereinstimmung mit unserem
Porigen Artikel der Standpunkt vertreten wird, eine wirklich«
aktuelle Diskussion der KoalitionSbildung könne erst nach
tzem Ergebnis der Wahlen erfolgen, ist selbstverständlich.
Dass es aber gleichwohl nützlich ist, sich schon heute unverbind¬
lich über derartige Dinge zu unterhalten , scheinen auch die
Heiden erwähnten Matter anzuerkennen .

> Die »Mannheimer Volksstimme" hat gelegentlich dieser Er .
tzrterung das Schlagwort der RegierungSfront «von Cur »
KiuSbiS Marum " geprägt . (Dr . Curtius ist einer der
Dsfiziellen Führer der Deutschen Volkspartei in Ba .
den .) Das sozialdemokratische Organ bezeichnet im übrigen ,
was die Stellungnahme der eigenen Partei zu der Frage
Betrifft, den Willen zur ehrlichen Mitarbeit au s
Hem Boden der republikanischen LandeSver -
fass ung als die Voraussetzung für eine Verbreiterung der
Negierungsbasis . Aus den Äußerungen der Deutschen Volks-
Parteiler in ihren Versammlungen und in ihrer Presse Aaubt
hie .Volksstimme" indessen schließen zu dürfen , daß von ihnen
«ine ZusammenarLeit mit der Sozialdemokratie nicht ge¬
wünscht wird .

Was die »Badische Post " betrifft , so faßt sie ihrerseits
die letzte Bemerkung der .Volksstimme" wieder als ein »neues
Bekenntnis grundsätzlichen Nichtwollens" auf ; sie erblickt in
diesem Nichtwollen einen Ausdruck »politischer Unfähigkeit und
eines unnötigen Doktrinarismus ".

Damit wären wir - bei demselben toten Punkt angelangt ,
der auch im Reich und in Preußen eine Zusammenarbeit von
Sozialdemokraten und Deutscher Volkspartei bisher verhindert
hat . Obwohl in - er letzten Zeit angesehene Führer und her¬
vorragende Organe der Deutschen Volkspartei erklärt haben,
daß es geradezu ein Unsinn sei, die Sozialdemokratie künstlich
von der Mitarbeit ausschließen zu wollen, und daß man die
verfassungsrechtliche Frage » Monarchie oder Repu¬
blik ? durchaus in den Hintergrund stellen
könne , vermag sich die Parteileitung doch nicht offiziell zu
einer Erklärung aufzuschwingen, die ein positives Be-
Venntnis zum neuen Staat enthält . Man sollte aber so klug
Md so gerecht sein zuzugeben, daß die Parteileitung dazu auch
uur schwer in der Lage ist, weil eiben nun einmal das GroS
Ihrer Wähler gefühlsmäßig mit der monar »
Kischen Idee verwachsen ist .

Etwas ganz anderes ist es aber , ob die Deutschs Volks-
Partei aus dieser gefühlsmäßigen Überzeugung der Mehrheit
hhrer Wähler auch die Verpflichtung herleitet , « Opposition
zum neuen Staat die Wiederkehr des alten Systems zu er .
zwingen . Die selbe Gerechtigkeit verlangt hier festzustellen,
daß die Deutsche Volkspartei —- in deutlichem Gegensatz
zu den Deutschnationalen —, eine solche Politik
nicht verfolgt, sondern unbeschadet ihrer besonderen Ideale
für die Zukunft sich im Interesse des Ganzen zur Mit¬
arbeit auf dem Boden des neuen Staates be¬
reit erklärt .

Wenn die Sozialdeuwkratie der Ehrlichkeit dieser Mit¬
arbeit nicht ganz zu trauen vermag , so ist allerdings auch das
wieder zu verstehen. Aber man sollte doch endlich einmal an
der Einsicht festhalten lernen , daß Politik kein Moral »
unterricht und auchkeinSpiel mit Ideologien
ist , sondern harte und nüchterne Arbeit mit
gegebenen Verhältnissen zur Erreichung
praktischer Ziele . Solcher Ziele gibt es heute gerade
genug . Sie alle find aber eigentlich so geartet , daß sie ge -
fühlvolle Unterhaltungen über die Wieder ,
kehr eines wenn auch überlebten , so doch von
dielen noch immer bewunderten Systems so
gutwieausschlietzen . Es sind Fragen wirtschaftlicher,
finanzieller und sozialer Natur , die das Arbeitsgefilde der
Kammern beherrschen. Und gottlob sind die Reibungsflächen ,
was den Kampf um diese Fragen anlangt , in den Ländern
wesentlich geringer , als im Reiche , eine Taffache, die auch die
»Badische Post" als richtig anerkennt .

Für den, der die überaus ernste Lage unseres Vaterlandes
,mit sorgenvollem Blick betrachtet , bestehen schon längst Zwei¬
fel darüber , ob es noch angängig ist , praktische
Notwendigkeiten des parlamentarischen Le¬
bens durch eine zu starke Hervorkehrung des
prinzipiellen Parteistandpunktes zu er¬
schweren . Von allen Seiten ist hier Einsicht zu üben .
Es gibt Millionen von Wählern , die das Gerde über Prinzi¬
pienfragen nicht verstehen und nur den einen Wunsch
hegen, daß alle Parteien in dieser Stunde entsetzlichster Not
einträchtiglich ein« Arbeit leisten möchten, die uns lang¬
sam wieder einer wirklichen Konsolidierung und Besserung
Unserer Lage entgegenführt .

Hrurze Oacbricbten aus Kaden .
Im deutschen Personen - und Gepäcktarif

Teil I Seite 16 wird der Abschnitt L VI 1 .O zu 8 12 der
Eisenbahnverkehrsordnung ( Fahrpreisermäßigung für Mit¬
glieder von Krankenkassen und Versicherte der Versicherungs¬
anstalten betr .) mit Gültigkeit vom 1. August 1621 gestrichen.

Mannheim , 28. Juli . Ein hiesiges Nachrichtenbüro verbrei .
tet die Meldung, daß vier Beamte der städtischen Kartoffel »
stelle wegen Kartoffelschiebungen und Unterschlagungen in
Untersuchungshaft genommen worden find. Eingezogene Er¬
kundigungen haben ergeben, daß die Meldung in dieser Form» icht richtig ist . Vor etwa vier Wochen wurde der Leiter der

Inzwischen aufgelösten städtischen Äartoffelstelle namens GeorgDahms in Gemeinschaft mit seinem Bruder wegen beträcht¬
licher Unterschlagungen znm Nachteil der Stadtgemeinde ver¬
haftet . ll . a. hat das edle Brüderpaar den Preis von zwei
Waggons Kartoffeln in die Tasche gesteckt . Die zwei Waggonswaren aus Versehen vom Lieferanten nicht berechnet worden.
Georg Dahms stellte falsche Papiere auf seinen Bruder auS.
welcher dadurch in die Lage versetzt wurde, den Kaufpreis ern-
zukaffieren. Eine Menge weiterer Fälschungen ist von Gg.
DahmS dadurch begangen worden, daß er in Quittungen einen
höheren Betrag einsetzte , als zu fordern war . Die Differenzwurde ebenfalls für »eigene Rechnung" einkaffiert. Gg.
DahmS, «in lediger Mann in den zwanziger Jahren , scheintein recht lockerer Zeisig gewesen zu sein. Die Stadtverwaltung
hat ihn in der Sommerfrische, wo er sich mit einem Dämchen
aufhiclt , verhaften kaffen. Das Nachrichtenbüro meldet weiter,daß bis jetzt etwa 30 060 Ml an Fehlbeträgen festgestellt wor¬
den seien. Wie wir hören, ist diese Summe bereits über¬
schritten. Di « Untersuchung ist noch nicht abgeschlossen .

Aus der Landeshauptstadt .
Mitteilung » aus der Stadtratssihung vom 28. Juli .

Sperrung der StändehanSstraße für den Fuhrwerksverkehr .Das Bezirksamt — Polizeidirektion — hat verfügt , daß die
StändehauSstratze während der Tagung des Landtages für den
FuhrwerkSverkehr gesperrt wird. Der Stadtrat beauftragt das
Tiefbauamt , die Absperrung in der üblichen Weise durchzu¬
führen .

Förderung deS Wohnungsbaues . Der Stadtrat bewilligt in
vier Fällen Baudarlehen für den Bau von Einfamilienhäusernan der Mainstraße im Gewann Weiheräcker.

Rheinhafen . An ein auswärtiges Unternehmen werden
2500 qm Hasengelände als Lager - und Umschlagplatz ver¬
mietet.

bla . Wassernot. Von der ungewöhnlich langandauernden
Trockenheit ist auch die gesamte städtische Wasserbewirtschastung
auf das empfindlichste betroffen und gestört worden. Städti -
scherseits ist infolgedessen bereits auf die Gefährdung der ge¬ordnete» Trinkwasserversorgung hingewiesen worden. Wenn
die eindringlichen Mahnungen zum sparsamen Verbrauch er-
fogloS bleiben sollten, muß zu einschneidenden Zwangsmaß¬
nahmen gegriffen werden. Die Einstellung der Stratzenbe -
gietzung hat sich gleichfalls nicht mehr umgehen lassen. Durchdas Ausbleiben ausreichender Niederschläge ist aber auch die
Wasserführung in den natürlichen Wasserläufen , vor allem
in der Alb, auf ein kaum gekanntes Mindestmaß herabgesun¬ken, während sich naturgemäß die Ansprüche an diese Waffer-
mengen erheblich gesteigert haben.

Die Wiesenwasserungsberechtigten verlangen dringend Be¬
wässerung ihrer ausgebrannten Grundstücke . Die industriellenWerke (Mühlen ) , vorab das städt. Elektrizitätswerk , erklären ,ihren Betrieb still legen zu müssen , wenn sie in der Wasserent¬nahme beeinträchtigt würden . Kleingartenbesitzer jammernnach Wasser, die Fischerei soll vor Schaden bewahrt werden.
Zur Durchführung der Kanalspülung , einer gerade jetzt im
Interesse der Gesundheitspflege dringend notwendigen Maß¬nahme , fehlt die erforderliche Waffermenge . Die neu ge¬schaffenen Badegelegenheiten an der Alb lassen sich nur nochmühsam und nur vorübergehend aufrecht erhalten .Die Stadtgemeinde hat im Benehmen mit der Kulturinspek -tion Maßnahmen getroffen, die noch eine derartige Wasserbe¬
wirtschaftung ermöglichen sollen , daß den einzelnen Interessen¬ten nach Maßgabe ihrer Rechtsansprüche und ihrer Bedeutungmit Hilfe der verfügbaren Wassermenge einigermaßen Rech¬nung getragen werden kann.

Es muß aber dabei selbstverständlich von der Einsicht unddem Gemeinsinn aller Beteiligten erwartet werden , daß siediesen Maßnahmen keine Hindernisse bereiten , vielmehr alle
Bemühungen , der Wassernot, soweit dies unter den gegebenenVerhältnissen überhaupt möglich ist, zu steuern , mit allenKräften unterstützen.

Neuherrichtvng des Caft Odeon. Am Samstag nachmittagkonnte nach einer längeren Pause das „ Cafe Odeon " wiederdem Publikum zugänglich gemacht werden. Das früher sodunkel und ernst stärkende Cafe ist durch die Neuherrichtungin einen Hellen, freundlichen, zum Verweilen einladendenRaum verwandelt worden. Diese schwierige Aufgabe in denan sich wenig ^ uten Räumen eine gemütliche Raumstimmungzu erzeugen, hat die Firma Karl L Emil Lacroix in muster¬gültiger Weift gelöst. Erste und wichtigste Ausgabe beim Ent¬
werfen des Neugestaltungsplanes war die Belobung der an
sich recht unglücklichen Gesamtarchitektur. Man ging dabei vondem Gedanken aus , die endlosen glatten Wände in klar er¬kennbare Felder aufzuteilen , um auf diese Weise Ruhepunktein dieselben zu bringen . Diese Lösung war ganz besonders
schwer, weil Lüftungsanlage , Beleuchtung, Musikpodium usw.scheinbar unüberwindliche Schwierigkeiten in den Weg stellten.Die Felder selbst wurden gewonnen durch modern ornamen¬tierte Pilaster Ä Friese, die in den Farben der Marmorver¬
kleidung ausgeführt sind . Auf diese Weise wurde eine ge¬
wisse Einheit der Farbstimmung erzielt . Die Wände selbstsind in einem feinen gelben wie Seide wirkenden Ton gehal¬ten , während die Brüstung in den beiden Lichthöfen stark far¬
big ist. Diese starken Farben wiederholen sieb gewissermaßenin den, die Wandflächen zierenden Bildern . Dieselben sind
Von Kunstmaler August Gebhard und Helmuth Eichrodt ge¬malt und stellen die vier Jahreszeiten in Halbfiguren , außer¬dem fröhliche auf die leichte Musik passende Allegorien dar ,
Kiese von H . Eichrodt, während August Gebhard Motive aus
Alt -Karlsruhe verwendete, mit figürlichen Szenen aus der
Rokoko und Biedermeierzeit . Die Neuinstandsetzung der Be¬
leuchtung, sowie die Erweiterung der Lüftungsanlage wurde
von der Firma Oto Schwarz-Haaf ausgeführt und ist dem
ganzen vorteilhaft angepaßt.

Anläßlich der Eröffnung hatte der Besitzer des »Odeon ",
Herr BorcherS, einen kleineren Kreis zur Besichtigung der
neu geschaffenen Räume eingeladen. Aber nicht nur in die
eigentlichen Aufenthaltsräume , sondern auch in Küche , Keller,
Konditorei usw . , überall führte Herr Borchers seine Gäste,
alles zeugte von großer Sachkenntnis und praktischem Sinn .
An die Besickstigung schloß sich ein kleines Frühstück, bei dem
der Neueinrichtung Worte rückhaltloser Anerkennung gewid¬
met wurden.

WadLscke Gemeindesckau .
Badischer Städtetag .

Man berichtet uns :
Der Vorstand des badischen Städteverbandes hat am 25. d.

M. in Frriburg eine Sitzung abgehalten. Aus der Tagesord¬
nung seien folgende Beschlüsse hervorgehoben : ^

Die
Ausstellung und der Umtausch der Quittungskarten für die
Invalidenversicherung erfolgt zurzeit durch -die Städte , wie in'
«« deren deutschen Ländern muß zur Entlastung der Städte

verlangt -NresKen, daß diese Arbeit künftig den Krankenkassen
übertragen wird — Nach dem Entwurf einer neue« Gemeinde»»rdnung kann die Gemeindesatzung, die die Gehalts - und An.
ftellungSverhältnisse der Gemeindebeamten regelt , durch An¬
rufung der EchlichtungsauSschüsse angefochten werden. E«
ist notwendig , daß für diese Anfechtung eine bestimmte Fristgesetzt wird . Die Ausnahme einer entsprechendenBestimmungin das Gesetz soll beantragt werden . — Ferner muß eineandere Zusammensetzung der Schtichtungsausschüsse ange -
strebt werden . — Im Jahre 1914 ist ein badisches Gesetz zurDurchführung des polizeilichen ArbeitSzwangeS erlassenworden . Das Gesetz kam aber infolge des Krieges nrcht zurDurchführung . Bei den heutigen Verhältnissen wird der Er -
laß einer Vollzugsverordnung zu diesem Gesetz nunmehr fürdringend notwendig erachtet. — Die Heranziehung von Unter ,haltspflichffgen zu den Kosten der öffentlichen Armenpflege istnach den bestehenden gesetzlichen Bestimmungen zurzeit nurmöglich im ordentlichen Gerichtsverfahren . Es erscheint ge¬boten , eine Änderung der Armengesetzgebung in dem Sin «
herbeizuführen , daß wie in Preußen und Bayern die Heran¬ziehung der Unterhaltspflichtigen im sogen , resolutorischenVerfahren also unter Vermeidung des langwierigen gericht¬lichen Verfahrens durchgeführt werden kann. — Eine Ge-» eindebeftruerung ans Wanderlager und Hausierhandel, nebender bestehercken Staatssteuer , soll angeregt werden, auch au»dem Grunde , um dem Überhandnehmen des Wandergewerbe»und Hausierhandels vorzubeugen. — Der Gründung einerDarlehenskasse für die Gemeindebeamten nach den Vorschlägendes Gemeindebeamtenverbandes wird zugestimmt. Die Kaffehat den Zweck, den Beamten namentlich zur Deckung derEinkäufe für den Winter Vorschüsse zu gewähren. — ZurBehebung der Wohnungsnot ist es dringend erforderlich, daßReich und Staat zur Unterbringung ihrer Beamten in groß-
zügiger Weise selbst neuen Wohnraum erstellen. Es ist nichtangängig , - ah die von den Gemeinden mit erheblichen Zu¬schüssen errichteten Wohnbauten auch von den Reichs- undLandesbeamten weiterhin in Anspruch genommen werden.

Ltaatsanzeiger.
Bekanntmachung.

Auf Antra «, der Technischen Auffichtskommission für dir
Untersuchungs - und Prüfstelle des Deutschen Azetylenverein»wir - der Firma Rudolf Schwarz in Leipzig in widerruflicherWeise gestattet , die unter der Typennummer ) 50 und «V 38
zugelassenen Azetylenapparate der Firma Ar . P . Schmidt in
Suhl in Thüringen unter Benutzung derselben Typennummerund unter den von der technischen Auffichtskommission vorge¬schlagenen, den Aufsichtsbehörden mitgeteilten Bedingungen ,zu vertreiben .

Karlsruhe , den 26 . Juli 1621.
Badisches Arbeitsministerium.

Der Ministerialdirektor :
I . A . : vr . Ing . Ritzmann . Auch»,

Fahrpreisermäßigung für öffentliche Krankenpflege und
Magdalenenstifte.

Mit sofortiger Wirkung wird die seit dem 1 . März d . I .
eingeschränkte Fahrpreisermäßigung zugunsten der öffentliche«
Krankenpflege und der Magdalenenstifte in dem folgenden
Umfange wieder hergestellt:

1 . In der 2. und 3. Klaffe werden zum halben Preise , in
Schnellzügen außerdem gegen .tarifmäßigen Zuschlag be¬
fördert :

a ) Angehörige der in Deutschland ansässigen weltlicher * un-
geistlichen Vereine und Genossenschaften , die sich satzungsge¬
mäß in Ausübung freier Liebestätigkeit der öffentlichen Kran¬
kenpflege widmen, einschließlich der Anstalten zur Pflege der
Fallsüchtigen , Blödsinnigen, Schwachsinnigen (Idioten ) oder
Krüppel , und zwar s ) das Pflegepersonal bei Reisen, die durchdie Ausübung der öffentlichen Krankenpflege veranlaßt findund bei Reisen infolge von Versetzungen und zur Fortbil ».
düng , Kur und Erholung ,

b) die mit der Leitung betrauten , der Eisenbahnverwaltung
namentlich bekannt gegebenen Persönlichkeiten bei Reisen zur
Ausübung der .Aufficht über das Personal . Dementsprechendwird auch die Bestimmung unter 8 ) wie folgt geändert ;8 ) Vorstände und Pflegepersonal der Magdalenenstifte , d. h.
solcher Vereine und Angestellten, die sich der Fürsorge für ge¬
fallene oder sittlich gefährdete Frauen und Mädchen widen,und zwar

») das Pflegepersonal bei Reisen, die durch die Fürsorge
kür die Schützlinge veranlaßt sind, und bei Reisen infolge vo«
Versetzungen und zur . Kur und Erholung

b) die mit der Leitung betrauten , der Eisenbahnvevwaltung
namentlich bekannt gegebenen Persönlichkeiten bei Reisen zur
Ausübung der Aufficht über das Personal . Zur Ausschließung
von Zweifeln und abweichender Auslegung wird bemerkt, daß
unter den mit der Leitung betrauten Persönlichkeiten der Ver¬
eine und Genossenschaften auch die leitenden Personen der
Spitzenverbände zu verstehen sind . Für die Konferenzrciien
der Vorstände urw Vorstandsmitglieder wird die Ermäßigung
nicht gewährt .
' Die Orient -Expreß l . 63/1, 62s Paris —Budapest—Bukarest
und die Schnellzüge O 54/V 56 Ostende —Köln—Frankfurt —
Wien —Budapest—Bukarest werden vom 1 . August an nicht
mehr in Wien Westbahnhof, sondern in Wien Ostbahnhof zu¬
sammengeschlossen. Der Wiener Westbahnhof wird daher von
diesen Zügen nicht mehr berührt .

Die Verkehrszeiten der genannten Züge ändern sich daher
für Wien wie folgt :

Zug I, 63 von Paris , Wien Ostbahnhof an 10,46 ab
11,45 nachm.

Zug I, 62 nach Paris , Wien Ostbahnhof an 6I8 ab
7,12 vorm.

Zug I) 54 von Ostende —Frankfurt , Wien Ostbahnhof an
11,03 ab 11,45 nachm .

Zug I) 55 nach Frankfurt —Ostende , Wien Ostbahnhof « t
SI3 ab 7Z3 vorm .

Für Wien -Ostbahnhof gelten die gleichen Beförderung » ,
preise wie seither für Wien Westbahnhof .

Fahrplanänderungr ».
Von Mittlvoch, den 4 . August an wird der um 6,20 Nnchr«.

in Pforzheim abgehende, gegenwärtig in Wilferdingen endi¬
gende Zug 2326, Werktags wie folgt bis Karlsruhe fortgesetzt;
Wilferdingen ab 6,50 Nachm ., Kleinsteinbach ab 6,55, Söllin¬
gen ab 7,01 , Berghausen ab 7,06, Brötzingen ab 7,12, Durlach
ab 7,17, Karlsruhe an 7,24 Nachm.

Der Zug 321 , Karlsruhe ab 6,55 Nachm , nach Heilbroni»
wartet in Grötzingcn auf den Zug 2326 (W ) von Pforzheim !
bis 10 Minuten .

Zwischen Karlsruhe und Wifferdingen (Pforzheim ) verkehrt
vom gleichen Tag an neu : Zug 4415 (W ) , Karlsruhe ab 8,38
Nachm. , Durlach ab 8,47 , Grötzingen ab 8H2, Berghauftn ast
8 57, Söllingen ab 9,02 , Kleinsteinbach ab 6,03 , Wilferdingen
ab 9,12 und weiter wie vorgesehen (Pforzheim an 6,48 , Mühl»
acker an 10^ 2 Nachm . ) .
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Kunst und
Wissenschaft

vom 9. bis zum 18. September 1931
*

Opern« und Schauspiel-Festaufführungen
mit berühmten Gästen ;

Niederdeutsche Schauspiele.
Große Festkonzerte

mit weltlicher und kirchlicher Musik;
Männerchöre : Helden- und Volkslieder-

Wissenschaftliche Borträge
angesehener Gelehrter .

Kunst- und Kunstgewerbe - Ausstellungen
Volkstümliche , gesellige und sportliche

Veranstaltungen
mannigfacher Art.

*
Nordisch« Messe vom 15 . bis zum 18. September : /
Schaufenster -Wettbewerb. / Kongresse . / Vorträge - /
Besichtigungen. / Wandelkonzerte auf verschiedenen

Plätzen der Stadt . / Gelegenheit zu Ausflügen
in di« Ostsee , nach der Holsteinischen

Schweiz usw. «sw.
Das aurführlich« Programm ist «ach auswLrts von der Se-
schäftest«»« der Herbftwoche, Raihau», Zimmer 2lk>, ,u beziehen,in » >«i von de» größere » Buchhandlungen. Bestellungen auf
Part »» für die Beranftaltuugen im Stadttheater und Schau¬
spielhaus nimmt die Intendanz der Bereinigte» städtische»
Thraker, für alle übrige» « eranstaltungen die Buchhandlung

Mich lau entgkge». Alle anderen Zuschristen find an
die SeschLstsstell« zu richten Unterkunft uud

Verpflegung sind gesichert. Auskunft
hirrüder erteilt gleichfalls

die S -schäftsstelle.
K .486

» 1̂

51äd1i5ckeL Xonierlkaus .
Dienstag , den 2 . -^UKust, 7 dis ge§- 10 17dr 16.20 Me.

Vas sto»-lnll«eibl!lieli.
Operette in 3 Wirten von Deo Ltein uncl Lela lenb -ted.

lAusilc von L . Lulinnn .

Vik ^vlibkl'ükmr . ?L88 ion8fö8t8pie !ö
auk der grükten kreiliedtdüdne cier IVelt, 200 m breit ,100 in tiek, in k> e >dung i» 8 » unter 2ugrundel ^ un§des ulten Oberammergauer Urtextes unter Deckunguncl dlitvirlcung der berühmten bn/riscben Odristus -
nnd 1udasdaksteller , 8 rüder r̂ ciolkund Georg 8 aönsckt .
— klLckeninbalt der kestspielanlage 40 000 gm —.
Lpislttigs vom 16- ^uli ab , jeden ldittvoeb . LamstaZ:und Lonntaa , sovis an 8eierta §en bis Lnde Sep¬tember . — Xnkang 1 ' /, 17br, Dnde 7 17br, 1500 dlit -
virlcende - ^ usüunlt und I^ossteicte kostenlos durcb
8 . Vvttksvck , ^ Bsidui -g I . 8 », LaiserstraLe 132,Dernruk 879 - Lebulen und Vereins «rbslten ? reis-
erinäLignng . 8i « ksublvibung . sD-334)

WslHelkllWlikk^
Telephon 835 u. 5426 . Schwanenftr . 1l .

Llmdwirle . deckt kuren Bedarf in Kacken .
Große Preissteigerung in Aussicht. Alle Sorten
Säcke vorhanden, starkes Gewebe, prima Jute¬
säcke , kein Mischgewebe , I ' /, und 2 Ztr . fassend,

zu billigsten Tagespreisen . sK . 475
Versand, nicht unter 6 Stück, per Nachnahme.
Vereine und Wiederberkäufer verlangen Preisemit Muster . Streng reelle Bedienung zugesichert .

ÜVIssckänen - Llle .
fückligei ' Venli 'elei '

in Fabriken und sonstigen industriellen Betrieben ein-
gesührt gegen Fixum und Provision von leistungs¬fähiger Firma zu engagieren gesucht .

Offerten unter K. 473 an die Expedition der Karls¬
ruher Zeitung .

l. MmgSlW
der deiiWli W- WmlMliaW MW.

(Ziehung vom 1 . Juli 1921 .)
In dem Abdruck der Ziehungsliste zur Spar -Prämien .

«rnleihe (Karlsruher Zeitung Nr . 155 vom 7. Juli 1921)befinden sich zwei Druckfehler:
Statt Gruppe 573 Nr . 325
muß eS heißen 473 Nr. 325
und statt 1878 Nr. 204
muß es 1178 Nr . 204

1000 ML
1000 ML
3000 ML
3000 ML heißen.

Berlin , den 23 . Juli 1921 . UL?
Retchsschuldenverwaltuug.

Mmg des M« Mhe»; dek
61M Heidelberg.

Die Tilgung an obigem Anleken für 1921 ist durchfreihändigen Ankauf vollzogen. Eine Auslosung findetdaher nicht statt . K .485
Heidelberg , den 27 . Juli 1921 .Der Ttn- trat!

Vvngnvgungssleuvr !
Lilüge uixi eiokocde

8t3nrmL8eklns
«um Lotmerteu von Liutrittst '
llarto « , Programm , »»« . licker»

gmdikt kil dsedddidenidit» !.

Mg « I. MMIW
». weitlgeSaÄtsdaM .

KoukurSverfohre».
U .388 . Koustanz. Im

Konkursverfahren über
das Vermögen des Metz¬
germeisters Eugen Faß .
«acht in Konstanz ist zur
Abstimmung über einen
vom Gemeinschuldner ein¬

gereichten Zwangsver¬
gleichsvorschlag BergleichS -
ternckn auf
Mittwoch, 31. August 1921,

vormittag » 9 Uhr,
vor dem diesseitigen Ge.
Nichte besbillnmt. Der Ber¬
glerchsvorschlag u. die Er -
klärung des Konkursver¬
walters sind auf der Ge¬
richtsschreiberei zur Ein .
sicht der Beteiligten nie-
dergelegt.
Konstanz, 29. Juli 1921.

_ Bad. Amtsgericht 1.
AL89L1 Bühl. Der Hie-

rontmus Gärtner » Land-
Wirt in Hildmannsfeld hat
beantragt , den verscholle¬
neck Hieronimu » Htrth ,
Landwirt von Schwarzach,
ausgewandert nach Am«,
rika im Jahre 1847 , zu¬
letzt wohnhaft in Schwarz ,
ach, für tot zu erklären .
Der bezeichnet « Verschol¬
lene wurde aufgefordert ,
sich spätestens in dem auf
Mittwoch, den 8. März
1922, vormittags 11 Uhr,
vor dem Amtsgericht Bühl ,
1. Stock , Zimmer Nr . 2,
anberaumten Aufgebots¬
termine zu melden, widri¬
genfalls die Todeserklä-
rung erfolgen wird . An
alle, welche Auskunft über
Leben oder Tod des Ver-
schollenen zu erteilen ver.
mögen, ergeht die Auffor.
derung , spätestens im Auf.
gelbotsternrin dem Gericht
Anzeige zu machen .

Bühl , 26 . Juli 1921.
Der Gerichtsschreiber de»

Back. Amtsgerichts.
VM .LekaillltlMllWN

MW «
md WM geW .

Die Eisenbahn-General ,
direktion Karlsruhe sucht
für vorübergehende Be¬
schäftigung 6 jüngere , im
Hochbaufach durchaus be¬
wanderte Bauführer für
Mannheim , Heidelberg ,
Karlsruhe und Offenburg .
Geprüfte Hochbauwerk-
meister erhalten den Vor¬
zug. Ebenso einen künstle¬
risch befähigten, besonders
auch im inneren Ausbau
erfahrenen Architekten für
Karlsruhe . Bezahlung
nach den Bestimmungen
des Tarifvertrags für die
Angestellten bei den Reichs -
u. den preußischenStaats¬

verwaltungen . Bewer¬
bungsgesuche mit Lebens¬
lauf und Zeugnissen sind
innerhalb 8 Tagen an die
Eisenbahn - Generaldirek »
tio« Karlsruhe , Friedrichs.
Platz, einzureichen. UL74.2

Hochbanarbeitc» für die
neue Siedrohrwerkstätte
in der Hauptwerkstätte
Karlsruhe nach Finanz -
ministerialverordnung vom
3. Januar 1907 zu berge-
ben . Grab », Maurer » u.
Betonarbeiten . Pläne und
Bedingnisheft auf dem
Baubüro im Hofe des Ver¬

waltungsgebäudes der
Hauptwerkstütte Eingang
Wielandstraße von 8—12
Uhr vormittags zur Ein¬
sicht . Dort auch Abgabe

der Angebotsvordrucke.
Kein Versand nach aus¬
wärts . Angebote ver¬
schlossen und mit der nö¬
tigen Aufschrift bis läng¬
stens 12. August 1921,
vormittags 10 Uhr, aus
dem Baubüro der Haupt¬
werkstätte einzureichen.
Zuschlagsfrist 3 Wochen .
Karlsruhe , 23. Juli 1921.
Hochbaubür» her Eisen,

bahngoneraldirektion .

Fortsetzung des Zentral -Harrdels -Regifters für Baden .

PhiliPpSbur«. A .348
In das diesseitige Han¬

delsregister -V Bd . I wur¬
de unter O ^ Z. 127 einge¬
tragen :

Firma Gebrüder Beu-
zinger in Nendorf. Ge¬
sellschafter find : Wilhelm
Aenzinger . Ingenieur u.
Albert Benzinger , Archi»
tekt. beide in Neudorf.
(Offene Handelsgesellschaft.
Die Gesellschafter find je
allein zur Vertretung der
Gesellschaft und Zeichnung
der Firma berechtigt. Die
Gesellschaft hat am 26.
Juli 1921 begonnen.

Philippsburg ,
den 86. Juli ISA .
_ Amtsgericht.

schränkungen de» tz 181
3WB . befreit. Außer bei
dem Vorliege« gesetzlicher
AufkksungSgründe ist die
Gesellschaft an dem Lage
aufgelöst, an demdie Kom¬
manditgesellschaft Dreyfuß
L Roos in Rastatt aufge¬
löst ist; die Liquidatoren
der letzteren besorgen auch
die Liquidation dieser Ge-
sellschaft , wenn sie nicht
durch Gesellschafterbe¬

schluß anderen Personen
übertragen wird . Die Be¬
kanntmachungen der Ge¬
sellschaft erfolgen nur
du« h den Deutschen
Neichsanzeiger.

Rastatt . 80. Juli ISA .
Amtsgericht.

Radolfzell. FUÄ3
Zum Handelsregister 8

O .-Z. 48 ist bei der Fir .
mV Maschinenfabrik Eh¬
lingen , Technisches Büro
Singen a. H. eingetragen :

Dem Direktor Johsi
Heinrich Bauer in Eßliu -
gen ist Gesamtprokura in
der Weise erteilt , daß er
berechtigt ist, die Firma
gemeinsam mit einem
Vorstandsmitglied, einem

stellvertretenden Bor.
ftandsmitglied oder einem
Prokuristen zu vertreten .
Radolfzell, 26. Juli 1921.

Bad. Amtsgericht D
Radolfzell. U.334

Zum Handelsregister X
Band 71 ist neu eingetra¬
gen unter

O .-Z. 4S die Firma :
Fridolin Hirz in Singen
a . H ., Inhaber : Fridolin
Hirz, Elektrotechniker in
Singen . Angegebener Ge¬
schäftszweig: Der Bau
von elektrischen Licht, und
Kraftanlagen , An- u. Ver¬
kauf von elektrotechnischen
Bedarfsartikeln und land .
wirtschaftlichen Maschinen.

O .-Z. 50 die Firma
Heinrich Glaser in Ra¬
dolfzell , Inhaber : Hein¬
rich Glaser, Kolonialwa-
renhändler in Radolfzell.
Angegebener Geschäfts-
zweig: An und « erkauf
von Kolonialwaren , Deli¬
katessen und Spirituosen .

O .-Z. 51 die Firma :
Benedikt Gropper , Schuh,
und Lederhandlung in
Singen a . H., Inhaber
Benedikt Gropper, Schuh¬
machermeister in Singen .
Angegebener Geschäfts¬
zweig : An - und Verkauf
von Schuhen- und Leder,
waren , Schuhmacherbe-
darfsartikeln und die Fa -
brikation von Schuhen.

Zu Band 7 O . -Z. 1S1
bei der Firma Orchskiu u.
Co. i» Singen wurde ein¬
getragen : „Die Komman¬
ditgesellschaft hat sich auf- '
gelöst ; die Firma ist erlo.
scher».

"
Radolfzell, 18. Juli 1921 .
_ Bad. Amtsgericht 1.
Rastatt . U .322

In das Handelsregister
ist am 20. Juli 1921 die
fturch Gesellschaftsvertrag
vom 12. Juli 1921 errich-
tete Cartonnageufabriken
Muggensturm L Rastatt ,
Gesellschaft mßt beschränk -
ter Haftung in Rastatt
eingetragen worden. Die
Gesellschaft hat eine

Zweigniederlassung in
Muggensturm . Gegenstand
des Unternehmens ist die

Fabrikation von Ge¬
brauchs- und Luxuscar -
tonnagen . Die Gesellschaftkann zur Erreichung ihres
Zweckes auch andere Ge-
sellschasten errichten, sich
an solchen beteiligen, sie
erwerben und sie vertie¬
fen: Stammkapital : Mk.
V» 000. Geschäftsführer
find: Leopold Roos, Ber -
thold Dreyfuß , Manfred
Dreyfuß , Jakob Roos,
sämtliche Fabrikanten in
Rastatt . Jeder Geschäfts¬
führer vertritt die Gesell¬
schaft allein . Die Ge¬
schäftsführer werden für
alle Fälle , in denen sie
für die Firma Cartonna¬
genfabriken Muggensturm
und Rastatt G . m . b. H.
mit sich selbst oder mit
sich als gesetzlichen Ver¬
tretern einer anderen Ge¬
sellschaft Rechtsgeschäfte
abschließen , von den Be¬

Sückiugen. AL67
I » das Handelsregister

8 O .-Z . 30. die Firma
Zellitspmneret u«d Biud-
sadeusabrik G . « . b. H. in
Säckingen bedu. wurde
heute eingetragen : Durch
Beschluß der Gesellschaft
tervmsammlung vom 28.
Februar 1921 ist das
Stammkapital um 700000
Mark auf 1 Million Mark
erhLht.
Säckingen, 88. Juli 1921.

Bad . Amtsgericht.
Schepfheim. A.34S

In das Handelsregister
AbL O .-Z. 23 Firma
Bortisch u»d C». in Hau¬
fen wurde eingetrageu :

Dem Kaufmann Hein¬
rich Kiefinger und dem
Kaufmann Andreas Ernst ,
beide in Hausen, ist Kol¬
lektivprokura erteilt .
Schopfheim, 27. Juli 1921.

Gericktsschrrrberei de»
_ Amtsgerichts .
Schwetzingen. D .350

Handelsregistereintrag
Abt. S Band I unter O .-
Z. 22: Gummiwerke
Neckar Aktiengesellschaft ,
Friedrichsfeld. Gegenstanv
des Unternehmens ist die
Herstellung und Vertrieb
von sämtlichen Artikeln
der Gummiindustrie und
verwandter Erzeugnisse,
durch Erwerbung u . Fort ,
fnhrnng des von Max
Merblowski, Fabrikanten
in Frankfurt a . Main un .
ter der Firma Gummi .
Werk Neckar Max Wer-
blowski in Friedrichsfeld
betriebenen Fabrikations ,
und Handelsgeschäfts. Die
Gesellschaft ist berechtigt,
für Zwecke ihres Ge -
.' fV^ svetriebS andere Ge¬
schäfte gleicher oder ähn¬
licher Art zu erwerben,
sich an solchen Geschäften
unter beliebiger Rechts¬
form zu beteiligen und
Handet?aeschäfte jeder Art
abzuschließen, die der Er¬
reichung ihres Gesell-
sctaftszwecks unmittelbar
oder mittelbar dienen.
Stammkapital : 6 000 000
M . (eingeteilt in 5000 auf
de» Inhaber lautende Al-
tiea zu je 1000 M . ) . Ak¬
tiengesellschaft. Der Ge-
sellfchastsvertrag ist am
23. Juni 1921 neu errich¬
tet und am 12. Juli 1921
abgeäckdert. Der Vorstand
besteht aus 2 Mitgliedern .
Gin jede ^ derselben ist
entweder in Gemeinschaft
mit: einem anderen Vor¬
standsmitglied oder in Cie »
meenschaft mit «inem Pro »
kurrsten zur Vertretung u.
Zeichnung der Gesellschaft
berechtigt. Vorstand ist :
Eduard Heppekkusen, Di¬
rektor in Kriedrichsfeld u.
Karl Schnatter , Kauft
mamn in Frankfurt a . M.
Dem Kaufmann Willy
Barcke in Friedrichsfeld u.
dem Kauftnanu Leonhard
Finger in Ladenbürg , ist
Prokura mit der Maßgabe
erteilt » daß «in jeder von
ihnen nur in Gemein¬
schaft mit einem Vor¬
standsmitglied zur Ver--
tretung und Zeichnung
den Gesellschaft berechtigt ,
ist. (Sitz seither Stutt .
gart .)

Scbwehingen ,
den 25. Juli 1921 .

Amtsgericht 2.
Schwetzingen. UL68

Handelsregrstereintrag
AbL Band 171 unter
O .-Z . 88 — Robert Ueltz.
höfftr in Schwetzingen —

Inhaber Robert lleltz-
höfser, Kaufmann in
Schwetzingen.

Schwetzingen,
den 28. Juli ISA . :

Amtsgericht L

Staofe ». ALOK
Zum Handelsregister / r

Band 1 O ^Z. 110 wurde
bei Firma Fridoliu Wal¬
ker in Staufen eingetra¬
gen : Inhaber Werner
Schrauth , Kaufmann in
Staufen . Der Wer gang
der in dem Betriebe des

Geschäfts begründeten
Forderungen und Der .
Kindlichkeiten der bisheri¬
gen Inhaber wurde bei
dem Erwerbe de» Ge¬
schäft» durch den neuen
Inhaber ausgeschlossen .
Staufen . 21 . Juli 1S21.

Bad. Amtsgericht .
Triberg . KL61

Ju da» Handelsregister
8 Band 17 O .-Z . 10 wur¬
de eingetragen : Gebrü der
GrieShaber Gesetychaft

mit beschränkter Haft»»»
mit dem Sitz in Triberg .
Der Gegenstand des Un¬
ternehmens ist die Her¬
stellung von Draht , Draht¬
stiften, Drahtwaren und
Ketten aller Art, insbe¬
sondere die Übernahme u.
Fortführung des seither
unter der Firma Gebrü¬
der GrieShaber, offene
Handelsgesellschaft in Trt -
berg betriebenen Erwerbs¬
geschäftes . Das Stammka¬
pital beträgt 600 OM ML
Gesellschafter sind : Karl
August GrieShaber , Fa¬
brikant in Triberg und
Friedrich Wilhelm Gries¬
haber , Fabrikant in Tri -
berg . Der Gesellschafts.
Vertrag ist am 8. Juli
1921 festgestellt.

Triberg , 28. Juli ISA .
Amtsgericht 1.

Triberg . D.36S
In das Handelsregister

^ Band 7 O .-Z. 229 Fir¬
ma Eduard Konrad, Hotel
zur Post, Triberg , wurde
eänge (lagen : Me Firma
ist erloschen .

Triberg , 26 . Juli 1921.
Der GerichtSschreiber de»

Amtsgerichts.
Billmgen. D.3S5

Unter O .-Z. 370 des
Handelsregisters Abt . ^
wurde heute eingetragen :
Firma Mathias Besch,
Fabrik feinmechanischer u.
elektrotechnischer Artikek
in Schabenhausen . Inha¬
ber der Firma ist Mathias
Besch, Fabrikant in Scha¬
benhausen.
Villingen, 25 . IM 1921.

Amtsgericht 1.
BMngen . DL85

Zu O .L . 236 des Han¬
delsregisters Wt . X Fir¬
ma Gebrüder Siedle in
Dohrenbach wurde heute
eingetragen : Der bisherige
Gesellschafter Paul Sied¬
le ist alleiniger Inhaber
der Firma . Me Gesell¬
schaft ist aufgelöst.
Billingen , 26. Juli 1921.

Amtsgericht 1.
Billingen. N.886

Unter O .-Z . 371 des
Handelsregisters Abt.
wurde heute eingetragen :
Firma Heinrich Schwab in
Villingen. Inhaber der
Firma ist Heinrich Schwab,
Kauftnann in Villingen.
Villingen , 26. Juli 1921.

Amtsgericht 1.
Wakdshut. N-36S

Handelsregistereintrag
O .-Z . 828 Firma : Anw»
Flad in Grießen, Inhaber
KÄuftnann Anton Flad in
Grießen .

Handelsregistereintrag X
O .-Z. 330 Firma : Aloi»
be Biasi in Untereggingen.
Inhaber Kaufmann Alois
de Biasi in Untereggin-
gen.
Waldsbut , 27. IM 1921.
_ Amtsgericht 1.
Wiesloch. F .306

Im Handelsregister / r
Band I wurde unter O--
Z. 375 eingetragen : Fir¬
ma BreS L Stotz , Zigar -
renfabriien in Rettig .
heim. Persönlich haftende
Gcsellscb '. f e - grd die Fa¬

brikanten Georg Boe- in
Rettigheim und Alba«
Stolz in Molsch, Amt
Wiestoch. Offene Handel»-
«eMschaft . Beginn am
25. Juli 1921.
Wiesloch. LI. Juli 1921.

Der GerichtSschreiber de»
Sud . AmlSgericht».

SriHkWstr . LegN« .
EPPiugeu. U.33S

GenoffenfchastSregister-
eintrag zu Band I V .-8 -
9 Ländlicher Kredit , und
Spurverein LnndShanse»,
e. Gr m. u. H. in Lands¬
hausen. Die von der Ge.
«offen Schaft ausgehenden
öffentlichen Bekanntmach¬
ungen erfolgen unter der
Firm « der Genossenschaft-
gezeichnet von zwei Vor-
pandsmitgliederu in dem
Organ des Badischen
Bauernvereins . Me Wil -
lensertlärung und Zeich¬
nung geschieht rechtster -
kindlich durch RamenSuu»
terschrift von zwei Vor¬
standsmitgliedern zu der
Firma der Genossenschaft ;
Eppingen , 19. Juli 1921.

Amtsgericht.

EPPiugeu.
GenoffenschaftSregistereiu»

trag zu Band 7 O .-Z . 4 :
Ländlicher Creditveretn
Schlüchtern , e. G . « . «.
H. in Schlüchtern: Me
von der Genossenschaft
Ausgehenden öffentlichen
Bekanntmachungen erfok.
gen unter der Firma der
.Genossenschaft, gezeichnet
von zwei Vorstandsmit¬
gliedern in der Eppinger
Zeitung — Amtsverkün¬
diger —. Me Willenser¬
klärung und Zeichnung
geschieht rechtsverbindlich

^durch Namensunterschrrft
von zwei Vorstandsmit¬
gliedern.
Eppingen, 19. IM 1921.

Amtsgericht .

Freiburg . U.338
In das Genossenjchasts»

regijter Band 17 O.-Z. 3L
wurde eingetragen :

Mühlenvereinigung Frei ,
bürg i. Br -, eingetragene
Genosseuschast « it be¬
schränkter Haftpflicht, mit
Sitz iu Freiburg i. Br .

Gegenstand des Unter¬
nehmens ist Ein - und
Verkauf sämtlicher zum

Mühlenbetriebe erforderli¬
chen Produkte und Be¬
darfsartikel sowie Fürder ,
ung der wirtschaftlichen
Interessen der Mitglieder
mittels gemeinschaftlichen
Geschäftsbetriebes, sowie
Regelung des Getreiüe -
einkaufes u . Mehlverkau-
fts nach Aufhebung der
Zwangswirtschaft und Be.
schaffung der erforderst -
chon Geldmittel ; Kontin¬
gentierung und Beschäfti-
gung der angeschlossenen
Mühlen für die Kommu.
nalverbände durch Liefe¬
rungsverträge ; Regelung
der Arbeiterfragen ; Aus¬
führung der Beschlüsse der
Mühlenzentrale für da»
Land Baden .

Die Haftsumme beträgt3000 Mark für jeden Ge¬
schäftsanteil Me höchste
Zahl der Geschäftsanteile
beträgt 100.

Vorstandsmitgieder sind
Leonhard Stettner , Müh¬
lenbesitzer , Gundekfingen,Karl Friedrich Bollrath ,
Mühlenbefitzer, Emmen¬
dingen, Leopold Giese,
Mühlenbesitzer, Denzlin¬
gen.

Das Statut datiert vom
4. Juni 1921.

Bekanntmachftngen er¬
folgen unter der Firma
der Genossenschaft in der
Süddeutschen Müllerzei »
tung i« Landshut . Dak
Geschäftsjahr beginnt a«
1 . Just und endigt am
30 . Juni . Zwsi Vor
standSmitgkieder können
rechtsverbindlich für die
Genossenschaft zeichnen u
Erklärungen abgeben. Die
Einsicht der Genossenlistr
ist während der Dienst -
stunden des Amtsgericht»
jedem gestattet.
Freiburg , 15. Juki 19A

Amtsgericht 1-
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